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Neue Rechtsvorschriften

Neuregelung des Erholungsurlaubs

Dr. HANS RÜHL, Abteilungsleiter 
im Staatssekretariat für Arbeit und Löhne

Mit der VO über den Erholungsurlaub vom 28. September 
1978 und der 1. DB zu dieser VO vom gleichen Tage (GBl. I 
Nr. 33 S. 365 und S. 367) wurde die letzte noch offene Auf­
gabe aus dem Gemeinsamen Beschluß des Zentralkomitees 
der SED, des Bundesvorstandes des FDGB und des Mini­
sterrates der DDR vom 27. Mai 1976 über die weitere plan­
mäßige Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Werktätigen im Zeitraum 1976 bis 1978 erfüllt.

Auf Grund der Neuregelung verlängert sich vom 1. Ja­
nuar 1979 an der Erholungsurlaub für ca. 6,6 Millionen 
Werktätige um 3 Arbeitstage und für ca. 940 000 Werk­
tätige differenziert um 4 bis 6, in Einzelfällen sogar um 
mehr als 6 Arbeitstage. Zugleich wird mit der VO vom 
28. September 1978 ein neues einheitliches Urlaubssystem 
geschaffen, das einfach und überschaubar ist. Dieses Ur­
laubssystem entspricht den Interessen der Werktätigen, 
weil es bei gleichen Voraussetzungen und Bedingungen 
auch gleiche Urlaubsansprüche vorsieht.

Während es in den vergangenen Jahren nur möglich 
war, den Urlaub für Werktätige mit der niedrigsten Ur­
laubsdauer bzw. für besonders belastete Werktätige (z. B. 
Schichtarbeiter) zu verlängern, erhalten in Verwirklichung 
unseres sozialpolitischen Programms, zu dem auch der Ge­
meinsame Beschluß vom 27. Mai 1976 gehört, a l l e  Arbei­
ter und Angestellten einen um mindestens drei Arbeitstage 
verlängerten gesetzlichen Urlaub. Das ist die umfassendste 
Maßnahme auf dem Gebiet des Erholungsurlaubs seit der 
Gründung der DDR.

Diese Verlängerung des Erholungsurlaubs geht von un­
seren gegenwärtigen ökonomischen Möglichkeiten aus. Die 
mit ihr verbundene Verminderung des Arbeitszeitfonds 
beträgt im volkswirtschaftlichen Durchschnitt 1,45 Prozent, 
was dem Arbeitsvermögen von ca. 106 000 Werktätigen 
entspricht. Diese Tatsache verdeutlicht nicht nur den Um­
fang der sozialpolitischen Maßnahme, sondern auch die 
große Verantwortung jedes Leiters, die Verwirklichung 
dieser sozialpolitischen Maßnahme und zugleich das plan­
mäßig vorgesehene dynamische Produktionswachstum in 
der täglichen Arbeit zu gewährleisten. Seit der Veröffent­
lichung der neuen UrlaubsVO gibt es zahlreiche hervor­
ragende Beispiele von einzelnen Werktätigen, Brigaden 
und ganzen Betriebskollektiven, die sich darüber Gedan­
ken machen, wie die Planaufgaben für 1979 durch konkrete 
Maßnahmen und Verpflichtungen zur Steigerung der Ar­
beitsproduktivität, zur Senkung der Selbstkosten, zur vol­
len Ausnutzung der Arbeitszeit und der Grundfonds usw. 
auch bei verlängertem Erholungsurlaub erfüllt und gezielt 
überboten werden können. Für die Urlaubsverlängerung 
gilt ebenso wie für andere sozialpolitische Maßnahmen 
der Grundsatz: Jeder soziale Fortschritt wird von den 
Werktätigen selbst erarbeitet!

Geltungsbereich der UrlaubsVO 
und Grundlage der Urlaubsbemessung

Die UrlaubsVO gilt für a l l e  in einem Arbeitsrechtsver­
hältnis stehenden Werktätigen sowie für Lehrlinge (§ 1). 
Sie erstreckt sich also auch auf Werktätige, die in Hand­
werks- und Gewerbebetrieben sowie bei Einrichtungen, 
Organisationen und Vereinigungen beschäftigt sind, die 
nach den für sie geltenden Rechtsvorschriften Arbeits­
rechtsverhältnisse mit Werktätigen begründen.

Die UrlaubsVO ist ferner für Mitglieder sozialistischer

Produktionsgenossenschaften verbindlich, soweit nichts an­
deres bestimmt ist (§ 10). Sie findet vollinhaltlich auf 
PGH-Mitglieder Anwendung, während für LPG-Mitglie- 
der in § 11 einige spezielle Regelungen enthalten sind.

Nach § 2 Abs. 1 UrlaubsVO setzt sich der Erholungs­
urlaub aus dem Grundurlaub gemäß § 3 Abs. 1 (bzw. dem 
erhöhten Grundurlaub gemäß § 3 Abs. 2) und — soweit ein 
solcher Anspruch besteht — aus den verschiedenen Arten 
von Zusatzurlaub zusammen. Das heißt: die Summe der 
verschiedenen Urlaubsansprüche ergibt den jährlichen Er­
holungsurlaub. Erhält z. B. ein Werktätiger 18 Arbeitstage 
Grundurlaub plus 2 Arbeitstage arbeitsbedingten Zusatz­
urlaub plus 5 Arbeitstage Schichturlaub für Tätigkeit im 
unterbrochenen Dreischichtsystem, so beträgt die Dauer 
seines Erholungsurlaubs 25 Arbeitstage.

Neu ist, daß der Urlaub, der bisher nach W e r k t a g e n  
(einschließlich des arbeitsfreien Sonnabends) berechnet 
wurde, künftig nach A r b e i t s t a g e n  (Montag bis Frei­
tag) berechnet und gewährt wird (§2 Abs. 2). Die Fest­
legung, daß als Urlaubstage nur die Arbeitstage gelten, 
bringt die Übereinstimmung des neuen Urlaubssystems mit 
der Arbeitszeitregelung zum Ausdruck, die bekanntlich 
seit 1967 auf der durchgängigen 5-Tage-Arbeitswoche be­
ruht.

Für diejenigen Werktätigen, die auf Grund von Erfor­
dernissen der Volkswirtschaft bzw. der Versorgung und 
Betreuung der Bevölkerung oder nach Arbeitszeitplänen 
planmäßig an Sonnabenden und Sonntagen arbeiten und 
dafür zwei andere arbeitsfreie Tage erhalten, ist der glei­
che Urlaubsanspruch in Arbeitstagen zu sichern wie für 
die übrigen Werktätigen. Deshalb mußte in den Rahmen­
kollektivverträgen festgelegt werden, welche Arbeitstage 
für sie als Urlaubstage gelten (§ 2 Abs. 2 Satz 2). Arbeiten 
Werktätige z. B. im durchgehenden Dreischichtsystem täg­
lich 8 Stunden, so konnte im RKV festgelegt werden, daß 
die Schichten als Urlaubstage zählen. Dabei werden dann 
selbstverständlich die in die Urlaubszeit fallenden Frei­
schichten (d. h. Schichten, die als Sonnabende und Sonn­
tage gelten) nicht als Urlaubstage gerechnet. Ebenso konnte 
aber im RKV geregelt werden, daß die Werktätigen wäh­
rend der Dauer des Erholungsurlaubs aus dem jeweiligen 
Schichtzyklus herausgenommen werden und ihr Urlaub 
nach den Arbeitstagen Montag bis Freitag berechnet wird.

Die Urlaubsgewährung für Lehrer und Lehrkräfte im 
Bereich der Volksbildung sowie des Hoch- und Fachschul­
wesens ist in den Rahmenkollektivverträgen unter Berück­
sichtigung der 6-Tage-Unterrichtswoche vereinbart wor­
den (§ 2 Abs. 3). Auch diesen Werktätigen ist die Urlaubs­
verlängerung im gleichen Umfang garantiert.

Grundurlaub

Der Grundurlaub beträgt 18, der erhöhte Grundurlaub 20 
bis 24 Arbeitstage (§ 3). Der Grundurlaub von 18 Arbeits­
tagen bedeutet für alle Werktätigen einen Anspruch auf 
Erholungsurlaub, der um 3 Arbeitstage länger ist als der 
bisherige Mindesturlaub von 18 Werktagen, wie er durch 
die jetzt aufgehobene VO über die Erhöhung des Mindest­
urlaubs im Kalenderjahr vom 12. September 1974 (GBl. I 
Nr. 51 S. 478) seit 1975 gewährt wurde. Damit war es über­
flüssig, die besondere Kategorie des Mindesturlaubs beizu­
behalten.

Auf den Grundurlaub bzw. den erhöhten Grundurlaub 
haben alle Werktätigen unabhängig von der Dauer ihrer 
Berufstätigkeit Anspruch. Bei Aufnahme einer beruflichen 
Tätigkeit innerhalb eines Kalenderjahres erfolgt eine an­
teilige Gewährung. Die Länge des Grundurlaubs bzw. er­
höhten Grundurlaubs sichert allen Werktätigen bessere 
Erholungsmöglichkeiten. Das gilt auch für diejenigen Werk-


